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Ein Wort vorab zur 

Ideologie der 
„Bleibeperspektive“
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Zentrales Kriterium für die Gewährung oder 

Verweigerung von Teilhabemöglichkeiten ist 

seit Oktober 2015:

Ist „ein rechtmäßiger und dauerhafter 

Aufenthalt zu erwarten“?

Diese Zielgruppe ist gesetzlich an keiner 

Stelle definiert. Nach Auffassung des BAMF 

nur Menschen aus Syrien, Eritrea, Iran, Irak, 

Somalia; Schutzquote > 50 %.

Bleibeperspektive
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Die „Bleibeperspektive“ ist (nur bei Asylsuchenden mit 

Aufenthaltsgestattung!) Zugangskriterium für:

Integrationskurs (§ 44 Abs. 3 AufenthG),

frühzeitige Arbeitsförderung in den ersten Monaten des 

Aufenthalts (§ 131 SGB III)

Freiwilligendienst mit Flüchtlingsbezug für 

Asylsuchende (§ 18 Abs. 1 BFDG)

Berufsbezogene Deutsch-Sprachförderung (§ 45a 

AufenthG)

Ausbildungsförderung nach SGB III (§ 132 SGB III)

Bleibeperspektive



7

Darüber hinaus stürzt die Konstruktion der 

Bleibeperspektive die Behörden in ein 

diffuses Gefühlschaos, das nichts mit 

gesetzlichen Regelungen zu tun hat.

Dies ist postfaktische Rechtsanwendung.

Bleibeperspektive
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Quelle: Deutscher Bundestag, Antwort auf Kleine Anfrage der

LINKEN, 05.02.2017; Drucksache 19/633 ; Stand: 31. Dezember 2017.

Wie viele Menschen lebten am 31.12.2017 mit 
einem im Jahr 2017 abgelehnten Asylantrag in 
Deutschland?

Bleibeperspektive
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Quelle: Deutscher Bundestag, Antwort auf Kleine Anfrage der

LINKEN, 05.02.2017; Drucksache 19/633 ; Stand: 31. Dezember 2017.

Wie viele Menschen lebten am 31.12.2017 mit 
einem im Jahr 2016 abgelehnten Asylantrag in 
Deutschland?

Bleibeperspektive
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Quelle: Deutscher Bundestag, Antwort auf Kleine Anfrage der

LINKEN, 05.02.2017; Drucksache 19/633 ; Stand: 31. Dezember 2017.

Wie viele Menschen lebten am 31.12.2017 mit 
einem im Jahr 2015 abgelehnten Asylantrag in 
Deutschland?

Bleibeperspektive



11

Herkunftsstaaten mit Schutzquote mindestens 50 
Prozent (2017):

 Eritrea, Syrien, Irak, Somalia

 Botsuana, Burundi, Honduras, Suriname, Jemen, 

Bahrein, Myanmar, Oman, Vereinigte Arabische 

Emirate, Saudi Arabien.

 Antrags-, Entscheidungs- und Bestandsstatistik 

BAMF 2017 

Die Gesamtschutzquote von Asylentscheidungen zu 

unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen liegt bei über 

20 Herkunftsstaaten bei mind. 50 Prozent - unter 

anderem für Afghanistan bei über 68 Prozent.

Bleibeperspektive

http://ggua.de/fileadmin/downloads/asylstatistik/2_Schutzquote_HKL_kum.pdf


Die „Anerkennung“ im Asylverfahren

Asylberechtigung gem. Art. 16a GG 

 AE § 25 Abs. 1 AufenthG

 drei Jahre 

Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft gem. § 3 AsylG

 AE § 25 Abs. 2 Satz 1 Alt. 1 AufenthG

 drei Jahre 

Zuerkennung des subsidiären Schutzes gem. § 4 AsylG

 AE § 25 Abs. 2 Satz 1 Alt. 2 AufenthG

 ein Jahr, bei Verlängerung für zwei Jahre 

Abschiebungsverbot gem. § 60 Abs. 5 o. 7  AufenthG

 AE § 25 Abs. 3 AufenthG

 Mindestens ein Jahr 



Sprachförderung
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Asylsuchende mit Gestattung /  
AKN

„gute Bleibeperspektive“, 
Schutzquote mind. 50 Prozent

Alle anderen

Wer ist das nochmal? Syrien, Eritrea, Irak, Iran, 
Somalia, wenn keine Dublin-
Überstellung droht

Integrationskurs
(B 1)

ja nein

Berufsbez. Sprachkurs DeuFöV ja Nein

ESF-BAMF-Kurs (bisher) Ja Ja
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Duldung Alle

Wer ist das nochmal?

Integrationskurs
(B 1)

nur mit Ermessensduldung nach § 60a Abs. 2 Satz 3ff AufenthG. 
Auch mit Ausbildungsduldung nach § 60a Abs. 2 Satz 4ff.

Berufsbez. Sprachkurs 
DeuFöV

nur mit Ermessensduldung nach § 60a Abs. 2 Satz 3ff AufenthG
Auch mit Ausbildungsduldung nach § 60a Abs. 2 Satz 4ff.

ESF-BAMF-Kurs (bisher) Ja



Zuständigkeiten



AsylbLG 

Grundleistungen 

(§ 3 AsylbLG)

Zuständig: Sozialamt / 

Arbeitsagentur

Gesundheitsleistungen 

§ 4 und 6 AsylbLG

AsylbLG 

Analogleistungen 

(§ 2 AsylbLG)

Zuständig: Sozialamt / 

Arbeitsagentur

Gesundheitsleistungen

analog SGB V mit eGK

SGB II (Hartz IV)

Zuständig: Jobcenter

Gesundheitsleistungen

GKV: SGB V mit eGK

Asylverfahren

(Gestattung, BüMA, Ankunftsnachweis) Anerkennung

(Aufenthaltserlaubnis)
Erste 15 Monate Ab 16. Monat

SGB VIII (Anspruch)



AsylbLG 

Grundleistungen 

(§ 3 AsylbLG)

Zuständig: Sozialamt / 

Arbeitsagentur

Gesundheitsleistungen 

§ 4 und 6 AsylbLG

AsylbLG Analogleistungen 

(§ 2 AsylbLG)

Zuständig: Sozialamt / 

Arbeitsagentur

Gesundheitsleistungen

analog SGB V mit eGK

Asylverfahren

(Gestattung, BüMA, Ankunftsnachweis)

Ablehnung

(Duldung)

Erste 15 Monate

§ 3 AsylbLG
Ab 16. Monat: § 2 AylbLG

Leistungs-

einschränkungen 

als Sanktion 

möglich 

(§ 1a AsylbLG)

SGB VIII (Anspruch)



Jugendhilfeleistungen sind immer vorrangig! Ansonsten:

Während des Asylverfahrens oder nach Ablehnung 
(Aufenthaltsgestattung und Duldung):

Leistungen nach AsylbLG, nicht nach SGB II 
( Sozialamt)

Leistungen der Arbeitsförderung nach dem SGB III sind 
möglich 
( Arbeitsagentur).

Nach Anerkennung (Aufenthaltserlaubnis):

Sozialleistungen nach SGB II
( Jobcenter)

Arbeitsförderung nach SGB II
( Jobcenter)



Arbeitsmarktzugang



Aufenthaltserlaubnis 

nach Anerkennung

Niederlassungserlaubnis





 Ankunftsnachweis

 Aufenthaltsgestattung

Duldung
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Antwort der Bundesregierung auf Kleine Anfrage der 
LINKEN, BT-Drucksache 18/13329

http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/133/1813329.pdf
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Antwort der Bundesregierung auf Kleine Anfrage der 
LINKEN, BT-Drucksache 18/13329

http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/133/1813329.pdf
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Antwort der Bundesregierung auf Kleine Anfrage der 
LINKEN, BT-Drucksache 18/13329

http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/133/1813329.pdf


ABH

Erlaubnis zur 

Beschäftigung?

Erlaubnis zur 

Beschäftigung!

Zustimmung zur 

Beschäftigung!

BA

Aufenthaltsgestattung, 

Ankunftsnachweis, 

Duldung.

Drei Monate Wartefrist  ab 

Einreise, nicht mehr in 

Landeseinrichtung.

Zustimmung zur 

Beschäftigung?

Vorrangprüfung
Lohnprüfung

„Zustimmungsfrei“
 immer

• betriebliche Ausbildung, 

• Praktika, die nach 

§ 22 Abs. 1 MiLoG

mindestlohnfrei sind

• Freiwilligendienste

 Nach 4 Jahren Aufenthalt: 

• Jede Tätigkeit
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Formular Stellenbeschreibung:
https://www3.arbeitsagentur.de/web/wcm/idc/groups/p
ublic/documents/webdatei/mdaw/mdk4/~edisp/l6019022
dstbai454236.pdf?_ba.sid=L6019022DSTBAI454239



29

Aussetzung der Vorrangprüfung:
Für Personen mit Duldung, Aufenthaltsgestattung, BüMA / 
Ankunftsnachweis gilt (§ 32 Abs. 5 BeschV):

Die Vorrangprüfung wird bis zum 5. August 2019 auch 
in den ersten 15 Monaten ausgesetzt. 

Dies gilt in den meisten Agenturbezirken 
(Anlage zu § 32 Abs. 5 BeschV).

Leiharbeit ist dann auch in den ersten 15 Monaten 
möglich.

Eine Prüfung der Beschäftigungsbedingungen findet 
dennoch statt.

http://ggua.de/fileadmin/downloads/integrationsgesetz/verabschiedet/Anlage_32_BeschV.pdf
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Aussetzung der Vorrangprüfung:
Die Vorrangprüfung bleibt in den ersten 15 Monaten nur 
noch in folgenden Agenturbezirken bestehen:

Mecklenburg-Vorpommern:

flächendeckend

Bayern: 

Aschaffenburg, Augsburg, Bamberg-Coburg, Bayreuth–Hof, 

Fürth, München, Nürnberg, Passau, Schweinfurt, Traunstein, 

Weiden

NRW:

Bochum, Dortmund, Duisburg, Essen, Gelsenkirchen, 

Oberhausen, Recklinghausen



Duldung mit 

Arbeitsverbot

Aufenthaltsgestattung 

mit Arbeitsverbot



ABH

Arbeitsverbot während des 

Asylverfahrens 

(§ 61 Abs. 2 Satz 4 AsylG):

„Einem Ausländer aus einem sicheren 

Herkunftsstaat gemäß § 29a, der nach 

dem 31. August 2015 einen Asylantrag 

gestellt hat, darf während des 

Asylverfahrens die Ausübung einer 

Beschäftigung nicht erlaubt werden.“



ABH

Arbeitsverbot bei Duldung (§ 60a Abs. 6 AufenthG):

„Einem Ausländer, der eine Duldung besitzt, darf die Ausübung 

einer Erwerbstätigkeit nicht erlaubt werden, wenn

1. er sich in das Inland begeben hat, um Leistungen nach dem 

Asylbewerberleistungsgesetz zu erlangen,

2. aufenthaltsbeendende Maßnahmen bei ihm aus Gründen, die 

er selbst zu vertreten hat, nicht vollzogen werden können oder

3. er Staatsangehöriger eines sicheren Herkunftsstaates nach §

29a des Asylgesetzes ist und sein nach dem 31. August 2015 

gestellter Asylantrag abgelehnt wurde.

Zu vertreten hat ein Ausländer die Gründe nach Satz 1 Nummer 2 

insbesondere, wenn er das Abschiebungshindernis durch 

eigene Täuschung über seine Identität oder 

Staatsangehörigkeit oder durch eigene falsche Angaben 

selbst herbeiführt.“
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„Sichere Herkunftsstaaten“
Sind ausschließlich:

→Albanien

→Bosnien

→Ghana

→Kosovo

→Mazedonien

→Montenegro

→Senegal

→Serbien



Praktika



 Ein „Praktikum“ ist normalerweise eine

Beschäftigung, für die eine Erlaubnis der ABH und 

eine Zustimmung der BA (mit Vorrang- und 

Lohnprüfung) erforderlich sind.

 Ein Praktikum ist normalerweise 

mindestlohnpflichtig

Stichwort „Praktikum“



Ausnahmen:

 Ohne Erlaubnis der ABH und ohne Zustimmung der 

BA möglich, da keine „Beschäftigung“: 

 unbezahlte Praktika im Rahmen des allgemeinen

Schulbesuchs, 

 Maßnahmen nach

§ 45 SGB III (Aktivierung und berufl. Eingliederung)

 „Hospitationen“

 Ehrenamtliche Tätigkeiten

 Arbeitsgelegenheiten nach § 5 AsylbLG und § 5a 

AsylbLG („FIM“)

Stichwort „Praktikum“



Ausnahmen:

 Ohne Zustimmung der BA, aber mit Erlaubnis der ABH: 

 Praktika gem. § 22 Abs. 1 MiLoG: 

 ausbildungsorientierende Praktika bis drei Monate,

(vgl.: Arbeitshilfe der BA zu Praktika)

 ausbildungsbegleitende Pflichtpraktika, (z. B auch

im Rahmen eines Anpassungslehrgangs zur 

Vorbereitung auf die Externenprüfung, 

obligatorische Praxisphase für die Anerkennung)

 Freiwillige ausbildungsbegleitende Praktika bis drei 

Monate

 Praktika im Rahmen von § 54a SGB III 

(Einstiegsqualifizierung)

Stichwort „Praktikum“

https://www.arbeitsagentur.de/web/wcm/idc/groups/public/documents/webdatei/mdaw/mjc3/~edisp/l6019022dstbai772426.pdf


Arbeitsmarkt

Arbeitshilfe: Zugang zur Beschäftigung mit
Duldung und Aufenthaltsgestattung

Arbeitshilfe: Zugang zu Praktika mit Duldung und 
Aufenthaltsgestattung

Neue Arbeitshilfe des Caritasverbandes OS: 
„Rahmenbedingungen von Praktika und ähnlichen
betrieblichen Tätigkeiten für Asylsuchende und 
geduldete Ausländer/innen“:

http://www.caritas-os.de/zbs-auf/zbs-auf

http://www.ggua-projekt.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/Zugang_zu_Arbeit_mit_Duldung_November_2014.pdf
http://www.ggua-projekt.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/Erfordernis_einer_Arbeitserlaubnis_bzw.pdf


Duldung für die Ausbildung
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Antwort der Bundesregierung auf Kleine Anfrage der 
LINKEN, BT-Drucksache 18/13329

http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/133/1813329.pdf
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Duldung für die Ausbildung
Es besteht ein Anspruch auf Erteilung einer Duldung für 
die gesamte Zeit einer Berufsausbildung (§ 60a Abs. 1 Satz 
4ff AufenthG),

wenn qualifizierte schulische o. betriebliche 
Berufsausbildung aufgenommen wird oder wurde 
(mind. zweijährig),

„konkrete Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung 
nicht bevorstehen“ und

kein Arbeitsverbot nach § 60a Abs. 6 vorliegt

Keine Verurteilung wegen vors. Straftaten über 50 TS.
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Duldung für die Ausbildung
„Konkrete Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung“ sind 
laut Gesetzesbegründung:

Abschiebungsflug ist schon „terminiert“, Verfahren zur 
Dublin-Überstellung „läuft“, Passersatzpapiere sind durch 
die ABH beantragt (vgl.: OVG Berlin-Brandenburg, 
Beschluss vom 22.11.2016; 12 S 61.16)

Ein Arbeitsverbot nach § 60a Abs. 6 AufenthG liegt nur vor 
bei

Selbstverschuldetem Abschiebungshindernis,

Asylantragstellung aus „sicheren Herkunftsländern“ ab 
dem 1. September 2015 und abgelehntem Asylantrag

http://www.gerichtsentscheidungen.berlin-brandenburg.de/jportal/portal/t/279b/bs/10/page/sammlung.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=MWRE160003727&doc.part=L&doc.price=0.0#focuspoint
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Duldung für die Ausbildung

Erlass HH vom 9. März 2017

http://ggua.de/fileadmin/downloads/Ausbildungsduldung/HAmburger_Erlass_vom_9._Maerz_2017-1.pdf
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Duldung für die Ausbildung

Erlass HH vom 9. März 2017

http://ggua.de/fileadmin/downloads/Ausbildungsduldung/HAmburger_Erlass_vom_9._Maerz_2017-1.pdf
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Duldung für die Ausbildung

Erlass HH vom 9. März 2017

http://ggua.de/fileadmin/downloads/Ausbildungsduldung/HAmburger_Erlass_vom_9._Maerz_2017-1.pdf
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Duldung für die Ausbildung

Erlass HH vom 9. März 2017

http://ggua.de/fileadmin/downloads/Ausbildungsduldung/HAmburger_Erlass_vom_9._Maerz_2017-1.pdf
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Duldung für die Ausbildung

Erlass HH vom 9. März 2017

http://ggua.de/fileadmin/downloads/Ausbildungsduldung/HAmburger_Erlass_vom_9._Maerz_2017-1.pdf
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Duldung für die Ausbildung

Erlass HH vom 9. März 2017

http://ggua.de/fileadmin/downloads/Ausbildungsduldung/HAmburger_Erlass_vom_9._Maerz_2017-1.pdf
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Duldung für die Ausbildung

Erlass HH vom 9. März 2017

http://ggua.de/fileadmin/downloads/Ausbildungsduldung/HAmburger_Erlass_vom_9._Maerz_2017-1.pdf
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Duldung für die Ausbildung
Betrieb ist verpflichtet, i. d. R. innerhalb einer Woche 

den Abbruch oder das Nichtbetreiben der Ausbildung 
schriftlich der ABH mitzuteilen. Ansonsten: Bußgeld bis 
zu 30.000 Euro

Bei Abbruch oder vorzeitiger Beendigung der 
Ausbildung: einmalig Duldung für sechs Monate zur 
Suche einer anderen Ausbildung

Nach erfolgreichem Abschluss: sechs Monate Duldung 
zur Suche einer dem Abschluss entsprechenden 
Beschäftigung



Und nach der Ausbildung?
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Aufenthaltserlaubnis für die Beschäftigung nach Ausbildung

Nach erfolgreichem Abschluss einer qualifizierten 
Ausbildung in D.:

Anspruch auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach 
§ 18a Abs. 1a AufenthG für eine dem Abschluss 
entsprechende Beschäftigung

BA muss zustimmen (ohne Vorrangprüfung, mit Prüfung 
der Beschäftigungsbedingungen)

Für zwei Jahre, Verlängerung möglich.



Ausbildungsförderung



Beispiel:

F. ist 18 Jahre alt und aus Afghanistan. Er hat eine 

Aufenthaltsgestattung, das heißt sein Asylverfahren läuft 

noch. Er lebt seit knapp zwei Jahren in Deutschland.

Er hat eine Ausbildung als Friseur begonnen. Das 

Ausbildungsentgelt reicht nicht aus, daher hat er BAB 

beantragt. Die Arbeitsagentur schreibt: 

„Da Sie keine gute Bleibeperspektive haben, lehnen wir 

BAB ab.“

Das Sozialamt schreibt: „Da Sie eine dem Grunde nach 

förderfähige Ausbildung absolvieren, lehnen wir Leistungen 

nach § 2 AsylbLG ab.“



Mit Gestattung
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Asylsuchende mit 
Gestattung /  
Ankunftsnachweis

„gute Bleibeperspektive“, 
Schutzquote mind. 50 Prozent,
(§ 132 Abs. 1 SGB III)

Wer ist das 
nochmal?

Syrien, Eritrea, Irak, Iran, Somalia, Alle anderen

BAB Ja (nach 15 Monaten) Nein?

BvB Ja (nach drei Monaten) Nein?

BAföG nein Nein

AbH Ja (nach drei Monaten) Nein?

ASA Ja (nach drei Monaten) Nein?

BaE nein nein



Es gibt mittlerweile mehrere positive 

Entscheidungen des LSG Berlin-Brandenburg, 

die im Eilverfahren BAB auch Asylsuchenden 

aus anderen Herkunftsstaaten zugesprochen 

haben:

LSG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 16. November 

2017 – L 18 AL 182/17 B ER

LSG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 24. Januar 2018 –

L 14 AL 5/18 B ER.

BVerfG, Beschluss vom 28. September 2017 – 1 BvR

1510/17).

https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=196803
http://ggua.de/fileadmin/downloads/ausbildungsfoerderung/LSG_1-18_20180130.pdf
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Downloads/DE/2017/09/rk20170928_1bvr151017.pdf?__blob=publicationFile&v=1


Mit Duldung
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Geduldete Alle, unabhängig vom Herkunftsland!

Wer ist das 
nochmal?

BAB Ja (nach 15 Monaten) Ja (nach 15 Monaten)

BvB Nach sechs Jahren Nach sechs Jahren

BAföG Ja, nach 15 Monaten Ja, nach 15 Monaten

AbH Ja (nach 12 Monaten) Ja (nach 12 Monaten)

ASA Ja (nach 12 Monaten) Ja (nach 12 Monaten)

BaE nein nein



In den ersten 15 Monaten: Auch während einer 

Ausbildung / Studium / EQ: AsylbLG-

Grundleistungen nach § 3!

Schreiben des BMAS vom 26. Februar 2016: 

AsylbLG-Grundleistungen auch während einer 

Ausbildung oder einem Studium

http://ggua.de/fileadmin/downloads/AsylbLG/Schreiben_BMAS_26.02.16-Leistungsgewaehrung_an_Studenten_nach_AsylbLG.pdf


Ab dem 16. Monat: Leistungsausschluss bei dem 

Grunde nach förderfähigen Ausbildungen gem. §

22 Abs. 1 Satz 1 SGB XII.

Härtefallregelung § 22 Abs. 1 Satz 2 SGB XII 

eröffnet jedoch Ermessen!

„In besonderen Härtefällen können Leistungen 

nach dem Dritten oder Vierten Kapitel als Beihilfe 

oder Darlehen gewährt werden.“







Sozialgericht Dresden (Beschluss vom 17. Januar 2018): 

Für einen Schüler mit Gestattung, der sich in einer 

Schulausbildung des Zweiten Bildungswegs befindet, hat 

das SG zwar festgestellt, dass kein BAföG-Anspruch 

bestehe und zugleich die Härtefallregelung des § 22 

SGB XII nicht anwendbar sei. Gleichwohl hat das SG 

einen Anspruch auf Grundleistungen nach § 3 AsylbLG 

angeordnet, obwohl sich die Person bereits seit mehr als 

15 Monaten in Deutschland aufhält. Die bemerkenswerte 

Begründung:

Ausbildungsförderung

http://ggua.de/fileadmin/downloads/ausbildungsfoerderung/SG_DD_170118_SGB_XII_22.pdf


„Allerdings gebietet eine verfassungskonforme Auslegung des 

AsylbLG, dass dem Antragsteller derzeit jedenfalls Leistungen nach 

§ 3 AsylbLG zustehen. Dies folgt aus der überragenden Bedeutung 

des Grundrechts auf Gewährleistung eines menschenwürdigen 

Existenzminimums (Atz. 1 Abs. 1 Satz 1 i.V.m. Art. 20 Abs. 1 GG, 

vgl. BVerfG, Urteil vom 18. Juli 2012 – 1 BvL 10/10-). (…) Innerhalb 

der ersten 15 Monate des Aufenthalts in Deutschland hätte er trotz 

Teilnahme an der von ihm absolvierten Ausbildung ohne weiteres 

Anspruch auf Leistungen nach § 3 AsylbLG (…). Es ist kein 

sachlicher Grund ersichtlich, nach dem AsylbLG 

anspruchberechtigte Personen von Leistungen nach einer 

Verfestigung der Aufenthaltsdauer auszuschließen, die ihnen bei 

einem kürzeren Aufenthalt zustünden. (…) Die Vorschrift des § 2 

Abs. 1 AsylbLG ist daher verfassungskonform einschränkend 

dahingehend auszulegen, dass im Falle eines Ausschlussgrundes 

nach dem SGB XII die Inanspruchnahme von Leistungen nach § 3 

AsylbLG unbenommen bleibt.“



Ausbildungsförderung
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Ausbildungshilfe

Eine Arbeitshilfe zur Ausbildungsförderung 

mit Duldung / Gestattung (im Entwurf) 

finden Sie hier: 

http://ggua.de/fileadmin/downloads/tabe

llen_und_uebersichten/Ausbildungsfoer

derung_Duldung_Gestattung.pdf

http://ggua.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/Ausbildungsfoerderung_Duldung_Gestattung.pdf


Weitere Infos und 
Arbeitshilfen gibt es hier:



http://www.einwanderer.net/

uebersichten-und-arbeitshilfen/


